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Stadt Wegberg Begrundung zum Satsungsb€6chluss

1 AUSGANGSSITUATION/PLANUNGSZIEL

Die Firma Kaufmann & Lindgens GmbH mit ca.35 Mitarbeitern und Firmensitz in Wegberg ist seit 1952 in der Drahtverar-

beitung tätig. Aufgrund der guten Auftragslage mangelt es an Lager- und Produktionskapazitäten. Um diese zu erhöhen,

ist eine Erweiterung der bestehenden Hallen in Richtung Norden erforderjich. Nur hierdurch ist die Firma in der Lage, die

anstehenden Auftragsbestände fristgerecht zu erfüllen.

Die Matle der geplanten Halle ergeben sich aus den mit der Heßtellung und dem Transport verbundenen Abläufen sowie

aus den Maßen der hergestellten Produkte selbst. Demenlsprechend soll eine Halle enichtet werden, die - wie auch die

bestehende Halle - über eine Tiefe von 40 m verfügt. Eine Abweichung von dieser Tiefe würde zu einem nicht optimalen

Ablauf des Betriebqeschehens und damit zu einer Unwirtschaftlichkeit des Vorhabens führen.

Auf der Grundlage des bestehenden Bebauungsplanes konnte die Enichlung eines eßten Bauabschnittes der geplanten

Halle bereits genehmigt werden, Gemäß dies€s Bebauungsplanes ist die geplante Erweiterung iedoch nicht in Gänze

moglich. Dieser setzt in dem nördlichen Bereich der verfahrensgegenständlichen Flächen eine Baufenstertiefe von insge-

samt 27,5 m fest. Hiervon entfallen '10,0 m auf einen Bereich, der gemäß der textllchen FestseEungen des Bebauungs-

planes nicht mit Produktions-, Büro-lVenraltungs- und Wohnnutzungen bebaut werden darf. lnsofem besteht dezeit eine

Baufenslerliefe von lediglich 17,5 m, die für die geplante Bebauung genuEt !,verden könnte. Diese ist jedoch zur Realisi+

rung der geplanten EMeiterung nicht ausreichend dimensioniert.

ln dierem Zugammenhano isl die 5. Anderuno des Bebauunorolane! Nr. ll 6. Weobero.Wildenrsth - Gerverbe und

lndurtrieoebiet erforderlich. Es berteht ein Planunolbedart qemäß § 1 Ab3. 3 BauGB.

Aufgrund anstehender Auftragsb€stände und der Bereitschaft des Grundslückseigentümers, die Planungs- und Erschlie-

ßungskosten zu tragen, ist die zeitliche Erlorderlichkeit gegeben.

Das Ziel der Planung ist zunächst die planungsrechtliche Absicherung der Enichtung einer für die geplante Nutzung ge-

eigneten Halle auf den verfahrensgegenständlichen Fläbhen. Zu diesem Zweck sollen die Baugrenzen des bestehenden

Bebauungsplanes angepasst werden, Durch die Emeiterung des bestehenden Gelverbebetriebes kann dieser zukunfts-

fähig gestaltet und damit langfristig erhalten vrerden. Das Ziel der Planung ist demnach die Berücksichtigung der Belange

der Wirtschaft gemäß § 1 Abs.6 Nr. 8a BaUGB sowie der Belange der Erhaltung, Sicherung und Schaffung von Arbeits-

plätzen im Stadtgebiet gemäß § 1 Abs.6 Nr.8c BauGB. lnsgesamt besteht damit ein lnteresse der Stadt Wegberg an der

Umselzung des Vorhabens.

Die Verortung der geplanten Nutzung im Norden des bestehenden Betriebes bietet sich an. Durch die benachbarte Lage

der bestehenden und geplanten Hallen können Arbeitsabläufe verbunden und Synergien ezielt werden.

Ein trveiteres Planungsziel besteht darin, eine einheitliche Bebaubarkeit innerhalb der Flächen hezustellen, die sich b+
reits im Eigentum des Vorhabentraleß befinden. Hierdurch können auch langfristige Enveiterungsmoglichkeiten pla-

nungsrechtlich abgesichert und weilere B€bauungsplanänderungen im betroffenen Bereich voraussichtlich ausgeschlos-
sen rrrerden ,

Es wird beabsichtigt, das Bauleitplanverfahcn im Normalverfahren (mit fnihzeitiger Beteiligung und Offenlage) durchzu-
führen, Ein beschleunigtes Verfahren gem. § 13 BauGB entfällt, da von der B€bauungsplanänderung auch Waldbereiche
betroffen sind und somit Hinweise für eine Eeeinträchtigung der in § 1 Abs, 6 Nr. 7 BauGB genannten SchuEgüter zumin-
dest grundsätzlich vorliegen.

Stand: Mai 2019



Stadt Wegberg Begründung zum Satzungsbeschluss

2 LAGE DEs pLANGEBTETES UND nÄuulrcteR GELTUNGSBERETcH

Die Stadt Wegberg liegt im Norden des Kreises Heinsberg, der dem Regierungsbezirk Köln zugehört. Der räumliche Gel-

tungsbereich der Bebauungsplanänderung befindet sich im Südwesten des Stadtgebietes von Wegberg, südöstlich der

Ortslage Wildenrath innerhalb des Gewerbegebietes Wegberg-Oval. Er umfasst die Fläthen Gemarkung Wlldenrath

(4592), Flur 6, Flurstücke U, 289, Uz343 und 344 und damit eine Fläche von etwa 2,3 ha. Es wurden all diejenigen

Flächen in den räumlichen Geltungsbereich der Bebauungsplanänderung aufgenommen, die sich im Eigentum des Vor-

habenträgeß befinden und langfristig für die geplante Nutzung beansprucht werden sollen.

Dezeit b€linden sich auf den verfahrensgegenständlichen Flächen - neben den bestehenden Anlagen der Firma Kauf-

mann & Lindgens - vorwiegend niedrige StrauchstruKuren, Entlang der westlichen und nördlichen Plangebietsgrenzen

sowie im nördlichen Bereich des Plangebietes belinden sich Baumb€stände. Die in dem Luftbild (vgl. Abbildung 1) darge-

stellten Hallen und Verkehrsllächen wurden zwischenzeitlich in Richtung Norden erweitert. Diese Emeiterungen sind in

den aktuell zur Verfügung stehenden Luftbildem noch nicht abgebildet.

lm Norden und Westen grenzen weitere Gew€rbebetriebe an das Plangebiet an. lm Nordwesten befinden sich Waldberei-

che. Die südlichen und östlichen Plangebretsgrenzen werden gebildet durch die Friedrich-List-Allee. An diese schließen

im Süden Bahngleise und im Osten unbebaute Gewerbeflächen an.

Eßchlossen wird das Plangebiet über die Friedrich-List-Allee.

AbbltülN 1: Luf'ttfld des Plsngebiele§

fude: oigotß DaßWung dtt.€ tl,ßslab nad. Lütd NRw, 2018

[ (..
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Stadt Wegberg Begründung zum Satzungsbeschluss

3 PLANUNGSRECHTLICHE VORGABEN

3.1 Regionalplan

At bl|r,r'ng 2: Ausz8 aus den Regionalplan fü den Regbrungsbszit* Kök, Teilabschnill Region Aache,l

Qudle: knirsßgierung Köln, 2016

Der Regionalplan für den Regierungsbezirk Köln, Teilabschnitt Region Aachen, trifft für das Plangebiet die Daßtellung

,Gewerbliche und industrielle NuEung (GlB)'. Die an das Plangebiet angrenzenden Flächen werden als ,Waldbereiche"

b€i gleichzeitiger Überlagerung von 
"schutz 

der Landschaft und Landschafrsorientierter Erholung" dargestellt. Ferner wird

im Osten und Süden des Plangebietes die Daßtellung 
"SchuE 

der Natuf getroffen. Die nördlich gelegen€n Abschnitte

der Friedrich-List-Allee rrcrden als ,Sonstige regionalplanerisch bedeutsame Straßen' dargestellt.

Die Planung beschränh sich ausschließlich auf die als GIB dargestellten Flälhen. Gemäß Nr. 1,2.1 des Regionalplanes

dienen GIB der Ansiedlung, dem Ausbau und der Bestandssicherung solcher gewerblicher Betriebe, die wegen ihres

grotJ€n Fläthenbedar{s, ihrer Emissionen oder ihrer besonderen Standortanforderungen nicht in den ASB integriert wer-

den können. Die durch die Planung vorbereiteten Betriebe sind in dem GIB demnach allgemein zulässig. Überlagerungen

mit anderen Darstellungen entstehen durch die Planung nicht. Demnach komml es zu keinen Konflikten zwischen dem

geplanten Vorhaben und den regionalplanerischen Vorgaben.

3.2 Flächennutsungsplan

Atüß*ng 3: Auszug aus den Ftächen tzungsplan det Sl{dt Wqbß:
Quella: Stadt Wegbrg, 2N9

.#*



Stadt Wegberg Begriindung zum Satsungsborchluss

Der Fläthennutungsplan der Stadt Wegberg stellt tür den Anderungsbereich vollständig ,Gewerbliche Bauflächen'dar.

Das Entwicklungsgebot des § I Abs. 2 SaE '1 BaUGB findet demnach Beachlung.

3.3 Bebauungsplan Nr. ll-6, Wildenrath - Gewerbe. und lndustriegebiet 1. Anderung

fibtttht tg 1 Aufl)g s der 1. ÄNawg des &/f,uur.{,spla.,s Nt. 4, Wdenßh - &?ettf- uN tdushiegotx/f, Abgtwzung der 1. Änderung

(ge*ichelte Linh) uN 5. ÄNennS @utcttsezc{,one Lhh):

Qudle: $adwe@e,2000

Der gegenwärtig rechtswirksame Bebauungsplan seEt für den räumlichen Gettungsbereich der 5. Anderung zeichnerisch

Folgendes fest (vgl. dazu auch Abbildung 4):

. Gerverbegebiet GE4 im Süden des Plangebietes und Geu,erbegebiet GE 5 im Norden als Art der baulichen

Nutzung

eine maximale Höhe baulicher Anlagen von 13,5 m

eine Grundflächenzahl von 0,8

überbaubare Grundstücksflächen, rrvelche durch insgesamt 27,5 m tiefe Baugrenzen definiert \,terden, r,\ovon

10,0 m auf überbaubare Grundstücksflächen entfallen, innerhalb derer, gemäß der Kennzeichnung A, Produkti-

ons-, BürG/VeMaltungs- und WohnnuEungen unzulässig sind

Umgrenzungen von Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur mEe und zur Entwicklung von Natur- und Land-

schaft, die gemäß der Kennzeichnung 1 als Wald festgesetzl werden und deren vorhandene Baumbepflanzung

zu erhalten und durch die Pflanzung von gmßkonigen Laubbäumen flächig zu ergänzen ist

Umgrenzungen von Flächen zum Anpflanzen von BäUmen, Sträuchem und sonsligen Bepflanzungen, die gemäß

der Kennzeichnung 6 zu 60 o/o mit Gehölzen zu bepflanzen sind

Umgrenzungen von Flächen zum Anpflanzen von Bäumen, Sträuchem und sonstigen Bepflanzungen, die gemäß

der Kennzeichnung 7 zu 70 % mit Gehölzen zu bepflanzen sind



Stadt Wegb6rg Begrundung zum Satsungsbeschluss

. AbgrenzungenunterschiedlicherNutzungen

Zur Umsetzung der Planung sind die Baugrenzen in dem nördlichen Teil des Anderungsbereiches zu erueitem. Die Fest-

seEungen 
"Umgrenzungen 

von Flächen für Maßnahmen zum SchuE, zur Pflege und zur Entwicklung von Natur- und

Landschaft", 
"Umgrenzungen 

von Flächen zum Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen" und

,Abgrenzung unterschiedlicher Nutzungen' sind an die Anderung der Baugrenzen anzupassen. Femer sind auch die

textlichen Festsetzungen sinngemäß an die zeichnerischen Festsetzungen anzupassen.

3.4 Landschaltsplan

Das Plangebiet liegt im räumlichen Geltungsbereich des Landschaftsplanes lll/6 
"Schwalmplatte'. 

Dieser selzt im Nord-

westen der bestehenden Betriebsgebäude sowie in deren Süden, entlang der Plangebietsgrenze das Entwicklungsziel 1

"Erhaltung 
einer mit natürlichen Lebensäumen oder sonstigen natürlichen Landschaftselementen reich oder vielfältig

ausge§atleten Landschaft" fest. Femer befinden sich diese Bereiche inneöalb des Landschaftsschulzgebietes 2.2-1

"Schwalmplatte'. 
Dieses wurde insbesondere festgesetzt zur:

o ErhaltungdernatürlichenLandschaftsstrukluren,

o Erhallung der Vegetationskomplexe, die eine besondeß hohe Refugial- und Ausgleichsfunktion besiEen.

o Erhaltung kulturhistorischer Zeugnisse insbesondere der Motlenl, Grabenanlagen und Flachsösten2.

Wertere Festsetzungen innerhalb des Plangebietes erfolgen durch den Landschaftsplan nicht. Durch die Planung werden

insb€sondere solche Flächen b€ansprucht, die von dem Gellungsbereich des Landschaftsplanes nichl erfasst werden.

Die durch den Landschaflsplan geschüEten Elemente befinden sich fast vollständig außerhalb des Geltungsbereiches

des Bebauungsplanes. lm Plangebiet bestehende, durch den Landschaftsplan geschützte Bepflanzungen können durch

grünordnerische FestseEungen planungsrechtlich fast vollständig abgesiche( u/€rden. Demnach ist von keinen Konfliklen

zwischen dem Vorhaben und den Festsetzungen des Landschaftsplanes auszugehen.

Ab ltu tg 5: Auszttg atß den Landschdsdan tlß,S,|/valnpldte';

Quelh: f,reis Heinsbfla, 2N5

o)

' Bei dner ['lotle handel es sid um eine bestimmte Al d€I Burg. Sie zei*net sich insbesondere durch ihre Verteidigungsanlage aus. ln der Regel
nvrde ein künstlictEr Hr4€l adgeschüittet und voo €insn.wass€rgraben eingsföst. UrngarEssp(drlich wetoen aiarÄ eintä*e Wcsagräün
um ein zu §drütsendes Gebäude mil di€sem Begdff bezeänel. Heute b€stehan sie als tuiurtistubc.tre Zeugnisse. (Wl. Grathofi, 20lg)
2 Fladlsrcle bt ein umgaE§spradlider Ausdruct tür Flachsrotte. Es handell sit um Anlagsn, die zur Gewinnung rcn Fladsfasem genuEl
wurden. l,letlrere Fladlsstrngel ururden taustdl* zusammerEebunden und mit Steinen oder dreltem unter der Ob€rifuhe r- roar"rrarr",
Ga'vässem gehalten. Durdr den einsetsenden Fäulnispmz€sJ konnlen die F6em gelöst reden. Naddem sie im 19. Jh. durch d;;ßfebende
Lanüxir6draft und die lndustidbieflrrE ihre Bedeuturp verlor€n, bestehen sie heudnur nodl ab Kuttuzeqnbso. (Wi. Hem;n;, idas)-



Stadt Wegberg Begrundung zum SaEungsbe6chluss

3.5 Schutsgebiete

Zur Bewertung der im Umfeld des Plangebietes vorhandenen SchuEgebiete wkd auf den Dienst,NRW Umweltdaten vor

Ort des Ministeriums für Klimaschutz, Umwelt, Landwi(schaft. Natur und VerbraucherschuE des Landes Nordrhein-

Westfalen zurückgegrifien,

Natura 2000-Gebiete (§ 32 BNatSchG), Biotopverbundflächen (§ 21 BNatSchG), Naturschutgebiete (§ 23 BNatschc),

Nationalparke (§24 BNatSchG), Biosphärenreservate (§ 25 BNatSchG) und Landschaftsschutzgebiete (§ 26 BNatSchG),

geschützte Biotope (§ 30 BNatSchG) oder Wasseßchutzgebiete (§ 51 WHG) sind innerhalb der verfahrensgegenständli-

chen Flächen nicht vorhanden.

Westlich des Plangebietes schließt sich das Landschaftsschutzgebiet ,Schwalmplatte" (1SG4802-@01) an (vgl. Kapitel

3.4)

Südlich des Plangebietes befindet sich ein KonstruK aus sich überlagemden Schutzgebieten. Es handelt sich namentlich

um das NatußDhutgebiet 
"Helpensteiner 

Bachtal, oberes Schaagbachtal und Peteßholz" (H9005), die Verbundfläche

herausragender Bedeutung 
"Ehemaliger 

MilitärflugplaE Wildenrath' (VB-K4803-010) sowie das gleichnamige schutzwür-

dige Biotop (BK-480!909). Als SchuEziel der Gebiete werden vonangig der Erhalt und die Optimierung des großflächi-

gen Sandtrockenrasen-Heidekomplexes mit angrenzenden natumahen Laubholzbesländen als bedeutender Lebensraum

zahkeicher bedrohter Tier- und manzenarten genannt, Da durch die Planung kein direKer Eingriff in die geschützten

Flächen erfolgt und planbedingt sogar ein größerer Teil an Waldflächen bestehen bleibt, als es nach aKueller planungs-

rechtlicher Lage zulässig wäre, ist vorliqend von keiner Beeinträchtigung der Schurgebiete auszugehen,

Die nächstgelegenen Natura 2ooGGebiete stellen die FFH-Gebiete 
"Schaagbachtal" 

(DE-480$302) ca.0,8 km westlich

und ,Helpensteiner Bachtal-Rothenbach" (0E4803-303) ca. 1,4 km nördlich 
"Schwalm, 

Knippertzbach, Raderveekes u.

Lüttelfonter Bnrh" (DE-4801301)ca. 3,0 km östlich des Plangebietes dar, Das nächstgelegene VogelschuEgebiet von

europäischer Bedeutung ist das Vogelschutgebiet 
"Schwalm-Nett+Platte 

mit Grenzwald u. Meinwq" (DE4603401) in

ca. 5 km Entfemung zum Plangebiet. Dies€s Vogelschutzgebiet ist ebenfalls ein FFH-Gebiet, namentlich der zweite Teil

des FFH-Gebietes 
"Schwalm, 

Knippertzbach, Raderueekes u. Lüttetforster Bruch". Durch die deutliche Entfemung zum

Planvorhaben isl von keiner Beeinträchtigung der Natura 2o0GGebiete auszugehen. Ergänzend dazu liegt das Plangebiet

nicht direK innerhalb moglicher Verbindungskonidore zwschen den vorgenannlen FFH-Gebieten. Aufgrund der subopti-

malen Lage zwischen den FFH-Gebieten sowie der anlhropogenen Störung durch die gewerbliche Nutzung ist eine B+
deutung als Trittsteinbiotop oder Rastplatz nicht eßichtlich. Zudem bereitet die Planung keine Nutzungen vor, die zu mdg-

lichen Banierewi*ungen für überflieg€nde Arten führen.

Gemäß des lntemet-Dienstes ELWAS WEB des Ministeriums für Klimaschutz, Umwell, Landwirtschaft, Natur- und Ver-

braucheßchutz des Landes Nordrhein-Westfalen liegt das Plangebiet zudem innerhalb der Zone lllb des geplanten

TrinkwasseßchuEgebietes Aßbeck. Die C€fahr einer Beeinträchtigung der Belange des Wasserschulzes wird bereits in

dem bestehenden Bebauungsplan durch entsprechende textliche Feslsetzungen reduziert. Diese FestseEungen sollen im

Rahmen der 5. Anderung des Bebauungsplans unberührt bleiben. ln diesem Zusammenhang sind keine Konllikte zu

eMarlen.

4 AUSWIRKUNGENDERPLANUNG(Ui'IWELTAUSWIRKUNGEN)

Die planbedingten voraussichtlich erheblichen Umweltauswirkungen wurden ermittelt und in einem Umweltbericht als Teil

der Begnindung beschrieben und bewertet. Die Umweltprüfung ist von der Kommune in eigener Verantwortung durchzu-

lühren. Die Kommune stelll dazu in jedem Bauleitplan test, in welchem Umfang und Detaillierungsgrad die Ermittlung der

Belange für die Abwägung erforderlich ist. Sie bezieht sich auf das, was nach gegenwärtigem Wissensstand und allg+



Stadt Wegberg Begründung zum Satsungsb€§chlu3s

mein anerkannten Pnifmethoden sowie nach lnhalt und Detaillierungsgrad des Bauleitplanes angemessenerweise ver
langt rverden kann. Liegen Landschaftspläne vor, so sind deren Bestandsaufnahmen und Bewertungen in der Umweltprü-

fung heranzuziehen.

Femer wurde im Verlauf des Verfahrens ein landschaftspflegerischer Fachbeitrag eßtellt. Ausgleichsmaßnahmen für die

vorgesehenen Planungen wurden gemäß der geplanten Bebauung bzw. Veßiegelung des Plangeländes ermittelt. Die

Ausgleichsmaßnahmen sind im Zuge der Planung zu erbringen.

PLANINHALT

5.1 Planun$intention

Das Ziel der Planung ist die stältebaulich verträgliche Erweilerung des bestehenden Betriebes der Firma Kaufmann &

Lindgens. Die gegenwärtigen Festsetzungen des Verfahrensgebietes lassen in dem Hinblick auf die lestgesetzen Bau-

grenzen als auch auf die festgesetzten 
"Umgrenzungen 

von Flächen zum Anpflanzen von Bäumen, Sträuchem und sons-

tigen Bepflanzungen' keine angemessene E 'rerterung zu. optimale Eetriebs- und Produktionsabläufe werden durch die

Baufenstertiefe von dezeit 27,5m, rrrovon 10,0m nicht durch ProduKions-, Büro/Venraltungs- und Wohnnutzungen

beansprucht werden dürfen, nicht ermoglicht. Denn für die UmseEung des Vorhabens und dessen wirtschaftlichen Be-

trieb ist eine Baufenstertiefe von minde§ens 40,0 m erforderlich.

5.2 StädtebaulichesKonzepl

lm Rahmen der Planung sollen die bestehenden Prcduktionsgebäude um eine Halle ergänA werden, Diese soll über eine

Tiefe von 40 m und eine Brerte von 60 m verfügen. Um die Befahrbarkeit der ProduKionsflächen nicht einzuschränken,

soll die neu zu emchtende Halle einen Abstand von 15 m zur bestehenden Bebauung einhalten.

Um die Enichtung der geplanten Halle zu ermoglichen, ist die Erweiterung der Baugrenzen auf 41,0 m vorgesehen, Durch

eine solche Baufenstertiefe können geringfügige Abweichungen während der Bauphase kompensierl werden. Um eine

geordnete städtebauliche Entwicklung zu ermoglichen, hält das Baufenster - der beslehenden Bebauung entsprechend -
einen Abstand von 7,0 m zu der Friedrich-List-Allee ein. Hierdurch kann eine einheitliche Gebäudeflucht gegenüber dem

öffentlichen Straflenraum planungsrechtlich abgesichert ltßrden.

lnnerhalb der rückwärtigen Grundstücksbereiche werden - in Orientierung an den beslehenden Bebauungsplan - zusätz.
liche Baufenster mit der Kennzeichnung ,A'festgesetzt. lnnerhalb dieser Bereiche sind Produklions, BüretVenrvaltungs-

und WohnnuEungen unzulässig. Ebenfalls in orientierung an den beslehenden Bebauungsplan halten diese Baufenster

einen Regelabstand von'15,0 m zu den rückwärtigen Grundstücksgrenzen ein. Sofem bestehende Veßiegelungen einen
Abstand von 15,0 m unteßchreiten, wird von dem Regelabstand abgewichen. Hier orientierl sich die Abgrenzung der
Baufenster an den bestehenden Veßiegelungen.

Die weiteren Festsetzungen zum Maß der baulichen Nutzung sind zur Umsetzung des geplanten Vorhabens ausreichend.
Folglich wird eine maximale Höhe baulicher Anlagen von 13,5 m festgeseEt. Von dieser Systematik wird in den Bereichen
abgewichen, innerhalb derer die überbaubaren Grundstücksllächen in Richtung des öffentlichen Straßenraumes auskra-
gen. Die hier zulässige Bebauung soll eine maximale Höhe von 5,0 m nicht übeßchreiten. Hierdurch kann eine optische
Beeinträchtigung des öffentlichen Raumes vermieden werden. lm Übrigen bleibt die bisher festgesetzte Grundflächenzahl
von der Anderung des Bebauungsplanes unberührt,

Stand: Mai 2019
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5.3 Freiraumkonzept

Ein weiteres Ziel der Planung besteht in der verträglichen lntegration des Vorhabens in die umliegende Landschafi. Zu

diesem Zweck wird entlang der nickwärtigen und seitlichen Grundstücksgrenzen die FestseEung 
"Maßnahmen 

und Flä-

chen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Natur und Landschaft" getroffen. Hiervon abgewichen wird in be-

reits veßiegelten Bereichen.

Der bestehende Bebauungsplan setzt entlang der dem öffentlichen Straßenraum zugewandten Gewerbegebiete eine

7,5 m breite ,Umgrenzung von Flächen zum Anpflanzen von Bäumen, Slräuchem und sonstigen Bepflanzungen" fest. Um

den CharaKer eines durchgninten Gewerbegebietes zur erhalten, soll von dieser Festsetzung nicht abgewichen werden.

Hiervon ausgenommen sind die Bereiche entlang der östlichen Grenze des Anderungsbereiches. Hier unteßchreiten die

b€stehenden Gebäude bereits einen Abstand von 7,5 m zu den Verkehrsflächen. Um eine einheitliche Gebäudeflucht zu

ermoglichen, wird die,Umgrenzung von Flächen zum Anpflanzen von Bäumen, Slräuchem und sonstigen Bepflanzun-

gen" innerhalb dieser Bereiche auf eine Breite von 7,0 m reduziert. lm Bereich einer bestehenden Gebäudeauskragung,

im Süden des Plangebietes, wird der Abstand auf 3,0 m reduziert.

5.4 EEchließungrkonzept

Die verkehrliche Eßchließung erfolgt, entsprechend des Bestandes, über die Friedrich-List-Allee. Diese eßchließt das

gesamte Gewerbegebiet und bindet dieses im Westen an die 8221 und im Osten an die 129 an. Die Eßchließung erfüllt

die Ansprüche an eine sichere und flüssige Verkehrsrührung.

5.5 Ver- und Entsorgung

Gemäß § 44 Landeswassergesetz NW besteht für Grundstücke, die nach dem 1. Januar 1996 eßtmals bebaut, b€festigt

oder an die öffentliche Kanalisation angeschlossen werden, grundsäzlich eine Pflicht zur Veßickerung von unbelastetem

Niedeßchlagswasser bzw. zur Einlertung in ein orlsnahes Gewässer, sofem dies ohne B€eintächtigung der Allgemeinheit

mtiglich ist. Des Weiteren hat das Land Nordrhein-Westfalen mit Datum vom 26,05.2004 die Anforderungen an die Nie-

deßchlagswasserbes€itigung im Trennverfahren (Trennedass) überarbeitet. lm Trennerlass wird geregelt, von welchen

Flächen (belastetes/unbelastetes) Niederschlagswasser vor der Einleitung in ein Gewässer behandelt werden muss.

Die Versorgung des Plangebietes sowie die Beseitigung des SchmuEwasseß sollen über AnschlÜsse in der Friedrich-

List-Allee erfolgen.

Nach Umsetung der Planung könnten ca. 15.151 m'des Plangebietes veßiegelt werden. Hiervon sind ca. 7.000 m'z

bereits heute veßiqelt. Das auf diesen Flächen anfallende Niederschlagswasser wird über ein bestehendes Becken im

Süden des Plangebietes veßickerl. Aufgrund von Altlasten ist eine Veßickerung im nördlichen Teil, nach Rücksprache

mit der Unteren Wasserbehörde des Kreises Heinsberg, nicht ohne weiteres moglich. Demgemäß ist vorgesehen, das

Niedeßchlagswasser, welches aufden verbleibenden ca.8.151 m'anfällt, in das bestehende Kanalnetz einzuleiten

Nach Abstimmung mit dem Fachbereich 302 
"Umwelt, 

Verkehr, Abwasser" der Stadt Wegberg hat dieser mit Schreiben

\on 20.02.2017 die Erlaubnis erteilt, das potentiell anfallende Niederschlagswasser der neu ersteltten Flächenveßiege-

lung von 8,151 m'?an das bestehende Regenwasserkanalnetz anzuschließen.

Femer wurde darauf hingewiesen, dass vor Ort, neben dem Niederschlagswasserkanal auch ein Schmutzwasserkanal

verläuft, welcher nur für stark belastetes Rqenwasser genutz r,verden darf. Die Abstimmung welches Wasser in welchen

der Kanäle einzuleiten ist, betrifft die nachgelagerte Ebene der Genehmigungsplanung Aufgrund der geplanten Nutzung,

deren Ausübung an keinen Gebrauch oder Verbrauch gro[br Mengen wassergefährdender Stoffe gebunden ist, ist davon

auszugehen, dass stark belastetes Niedeßchlagswasser nicht anfallen wird'
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5.6 Altlasten

Ein Teil des Plangebietes ist betroffen von der Altlastverdachtsfläche Wegberg Nr. 56 
"ehemaliger 

Flugplalz Wildenrath',

hier Verdachtsfläche 4, ehemaliges Tanklager lll 12/3. Auf der Verdachtsfläche 4 wurden 1996 umiangreiche Sanierungs-

arbeiten durchgeführt. Hierbei wurden insgesamt 17.500 m3 entsprechend 31.500 t belasteter Boden ausgehoben und

entsorgt. Der Aushub erfolgte im Nassabgrabungsverfahren bis'lm unter die Grundwass€roberfläche. Dabei wurde eine

Fläche von 3.500 m'zbis in max. 6 m Tiefe ausgekofiert. lnsgesamt wurden 23, 800 I Kerosin aus dem Grundwasser ent-

,emt und die Grube anschlielbnd wieder mrt unbelastetem BoderVKies verfüllt. Eine im Grundwasser verbliebene Restbe

lastung im Abstrom des Schadenszentrums wird mittels eines regelmäßigen Grundwassermonilorings unter Beobachtung

gehalten. Aufgrund dessen dürfen Veßickerungsanlagen nur aulbrhalb der Auffüllung enichtet werden. Ansonsten ist

das Wasser in den Kanal einzuleiten, r/venn dieser hydraulisch geeignet ist.

Ein diesbezüglicher Hinweis wurde in den Bebauungsplan aufgenommen. Zudem wird die von der Altlast betroffene Flä-

che als ,Umgrenzung der für bauliche Nulzungen vorgesehenen Flächen, deren Boden erheblich mit umweltgefährden-

den Stoffen belastet sind' gekennzeichnet. Die der ÜbeMachung der Altlast dienende Grundwassermessstelle wird nach-

richtlich in den Bebauungsplan übemommen.

5.7 lmmi$ionsschuts

Bereits der bestehende Bebauungsplan wurde gem. § I Abs. 4 BauNVO anhand der Art der Betriebe und Anlagen sowie

deren besonderen Bedürfnisse, unter Berücksichtigung des Abstandserlasses NRW, in unteßchiedliche Baugebiete ge-

gliedert. Diese Gliederung bleibt von der 5. Anderung des Bebauungsplanes unbenihrt. Demgemäß liegen keine Hinweise

vor, die zu der Annahme führen würden, dass die immissionsschutzrechtlichen Richtwerte nicht eingehallen werden.

6 BEGRÜNDUNG DER FESTSETZUNGEN

Bei der 1. Anderung des B€bauungsplans Nr. ll-6, Wildenrath - Gewerbe- und lndustriqebiet wurden unterschiedliche,

textliche Festsetzungen getroffen. Die lür den räumlichen Geltungsbereich der 5. Anderung zukeffenden Festsetzungen

werden übeMiegeod in die 5. Anderung übemommen und z.T. angepasst, Eine diesbezügliche Erläuterung erfolgt in den

nachfolgenden Kapiteln.

6.,l RäumlicherGeltungsbereich

(§ 9 ,\bs. 7 BarGB)

Der räumliche Gettungsbereich der 5. Anderung des Bebauungsplanes ll-6, Wildenrath - Gewerb+ und lndustriegebiet
orientiert sich an den bestehenden Flurstücksgrenzen der Grundstücke Gemarkung Wildenrath, Flur 6, Flurstticke 34,
289, U2, U3 und 344, Es wurden all dieienigen Flächen in den räumlichen Geltungsbereich der Bebauungsplanänd+
rung autgenommen, die sich in dem Eigentum des Vorhabenträgeß befinden und langfristig ftir die geplante Nutzung
beansprucht werden sollen.

Durch die Einbeziehung dieser Grundstücke kann eine zukunftsorientierte Planung erzielt und die Wahrscheinlichkeit
eines zukünftigen Erfordemisses rrciterer Anderungsverfahren reduziert werden.
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6.2 Art der baulichen l{utsung

(§ 9 /.\b§. 1 Nr. l BauGB)

Die Gewerbegebiete in dem Geltungsbereich der 1. Anderung des Bebauungsplanes Nr. ll 6, Wegberg-Wildenrath -
Geweö+ und lndustriegebiet wurden gemäß § 1 Abs.4 BauNVo in Anlehnung an den Abstandsedass NRW gegliedert.

Die in dem Abstandserlass aufgeführten Abstände geben einen Hinweis über die zwischen emittierenden Betrieben und

schuEwürdigen Nutungen regelmäßig erforderlichen Abstände.

Die Festsetzungen werden aus Gründen der Rechtssicherheit - unter Benicksichtigung des dezeit gültigen Abstandser-

lasses - fortgeschrieben. Die nächstgelegenen, schuEwürdigen NuEungen stellen die etwa 700 m nordwestlich des

Plangebietes gelegenen Wohngebiete und Einzelkife dar. Demnach sind Anlagen und Betriebsarten der Abstandklasse I

bis lll in dem gesamlen, verfahrensgegenständlichen Anderungsbereich regelmäßig nichl genehmigungsfähig, zur Um-

s€tzung der Planung jedoch auch nicht erforderlich. Um die Belange des lmmissionsschulzes zu wahren, werden die

nachfolgenden textlichen FestseEungen in den Bebauungsplan aufgenommen:

1.1 GEBIEISGT/EDERU^/G

Die Gewed/egüiete GE 4 und GE 5 sind gemäß § 1 Ä0s. 4 BaUNVO in Anlehnung an den Abstandser

/ass NRW (,Abstände zwischen lndusti* bzw. Gewerbegebieten und Wohngebieten im Rahmen der

Bauleitplanung und sonstige fur den lmmissionsschutz bedell/same Abstände' - RdEd. d, Ministeiuns für

Umweft und Natußchttz, Landwittschafr und Verbrcucherschutz. vom 6.6.2N7) gegliedet nach der Art

der ulässigen Nutzung sowie naü der Nl det Bdiebe und Anlagen und dercn besondercn Bedüinis-

sen und Egenschafren.

1.1.1 GE 4

Gemäß § f Äbs. 4Nr.2BauNVO sind im Gewetuegebiet GE 4 die nach §IAbs.2Nr. l BauNVO allge-

mein zuläxigen Gewebebetiebe der Äbstandsk/assen , b,s lll der Abstandsliste zum o.g. RdEd. des M|
nisteß tür UmwelL Raumwdnung und Landwitlschafl und Anlagen nit ähnlichen Enissiüsgrad nichl zu-

lZissrg.

Nichl zulässig sind darüber hinaus Betiebe und Anlagen, deren ie n2 Grundflihhe abgestrahlte Scha -

leistung die immissionswh*samen fl ächenbezogenen Schal eßtu ngspegel von

LW = 62 dB (A) tagsübet und

LW = 47 dB (A) naüts

übeßchrcilen.

1.1.2 GE5

Gsmäß § l Abs. 4Nr.2BauNVO sind im Gewefiegebiet GE 5 die nad, § I Abs 2Nr. l BauNVO allge'

nein zutässigen Gewehebdriebe der Abstandsk/assen / bis lll der Abstandsliste zum o.g. RdErl. des Mi'

nßters lür tlmweft, Raumudnung und Landwirlschafr und Anl?(/en nit ähnlichem Enissionsgßd nicht zu'

kisstg

Nicht zutässig sind darüba hinaus Betiebs uN Anlagw, duar ie m2 Grundf,khe awestrahfte schall'

leistung die immissionswirksamen fl äüenbezogenen Schallleistungspegel von

LW = 65 dB (A) tagsüber uml

LW = il dB (A) nachts

übeßürcrten.



1. 1,3 Aöstands/lsre 2N7: Abstandsklassen I bis lll

Absland!-
tlasso

Abfind ln
m

Lfd. Nt. Hinwels.uf
Numnet
(Spalld der a.

ErmScäY

A n la W -/B eti a bse d (Ku nh ssu n g)

1.ilo 1(1) kafrie e nit Feuerungsanlagen lü den Einsalz von Brennslol-
fan. sowail die Feüerunosl,ämeleistuno 900 MW übeßldot l#l

2 1.11 (1) Anlaoen zu Ttwkendeslilla on z.B. Kokereien und Gaswerte
3 3.2 (1) a) lntegietle Hüfienve*e, Anlogen zu Gewinnung von Roheisen

und zu unniltelbdßn Weiletwnbeilung zu Roh§ahl in Stahlwer-
k$ - einschl - *s/tooießdnldof,n

4 4.4 (1) M i n e ral öl rafl i n e i e n ( t)
1.000 5 1.14 (1) Anlegen zu Veeasung odü Vefiißsbl/lg wn Küle det

bituminösen Schhfot
6 2.14 (2) Anlagen zu H6,ste uN wn FornstMen untet Veryendung von

Zenenl det andeßn Bindenitteln duch Slanpfen, Schocken,
Rülteln der Vlüieron nil einer Prcduhionsleidmg von 1 t det
rEtu ie Stunde in heien l')

7 3.1 (1) Anlaoen zun Röslen. Schmelzen det gnlem von Erzen

I 3.2 (1) b) Anlagen zq He^iellury d$ zun AschnBlzen von Roheise,j
der Stahl nit einet khnelzlaistung von 2,5 Tonnen det nßtu je
Stunde einschl Stranmießen n

9 3.3 (1) Anlagen zu He$lollury von Ni:hteßenrchnetallen aus Enen,
Konzenfuen det sekudären Rohstoflen einsclt. Aluniniunhül-
ten (#)

1A 3.15 (2) Anl@n zw He{§ellung det Repar€/v wn Behälten aus l,letall
in heien AB. containet f)

3.18 (1) Anlagen zu Herstellung der Repatdur wn Schiffskü!€,m oder -
s&ionen dus Pleldllin heian l')

12 4.1 (1) c). p) Anlag@ zur faüikmiißigen Heßtellung von schwefelhaftig€/r
Kohlenvasseßtofr en oder von Nhht,i€ldllen, lletaloiden det
sonslioer anoaqanischefl Vohindupen fi)

13 4.1 (1)s) Anlagen zu Heßtellung von netallorganischen Vebindungen
durch chenische Unwandluno in indusliellen Unfano (*)

14 4.1 U) h) Anle(,en zur laüikmäßioen Heßtelluna von Cheniefasen (#)

15 4.1 (1)t) r'ol8gßn zu Heßte uN wn Gasen wh Annoniak, Chlot uN
Chbtvasseß/]ofr , Flt-lot und Fluo asseßlofr , Kohlenstoffoxiden,
Schwefelvebindungen, Sti*slofroxiden, l.yasserstofi
Scnf,€fu ldbxir. Phosoe, /#)

16 4.1 (1) I Anlagen zw Heßtellung von Ausgangssloffen für
Pllanzenschulzmillel und wn Bioziden (#)

17 4.1 (1) s) Anl80ßn zu Heßlellung wn Grundüznainilteln durch chenische
Unwandluno (Wi*stotre lür Arueini aD (#)

18 6.3 (1+2) Anlagen zu Heßlellry wn Holzspanplaften, tbldaserylatlen,
oder lblzfas;emalten

19 7.12 (1) Anlagen zü Bosf//4,ung, VeÜetung, Sanntng der Lagerup
voo Tied<üWn det tießchen lbtällon, aßgenonnr"n
Keintb*runduien

20 10.15 (1+2) Otrene P ßtände fut odet nil
a) Vefißnnungsnototen nit oinet Feuenngswämeleistung ab
in§gesan ?t00 Kilowalt,
b) Gastutinen det Tfubwe*.:en

10.16 (2) Otrene Pdilstände tür odq nil Luftschßutun
Anlag€n zu tletstellry wn Ei§trn- odet Stahhaüü«ruHiJßn
in Fßien (')

700 1(1) l(Jafllf,e e uN Fotßungsanlagen fü den Einsalz v@ *ennstof-
fen, soveil die FeßruNsvi,I,/ßhi$ng rßhr ats 1 50 t y bis
nax 9(,0 llyv tf,ttägt, audt BionasseknfiIf/iß (#)

24 1.12(1) Anlag zur Desli atbn odet WeitetwnttP.litung vü T*t dü
TeeflzelJ{/].issen (#)

25 2.3 (1) Anlagen zur Herstellung von Zenentklinker odet Zenenlen
26 2.4 (1+2) Anlagen zun Brennen von Bauxit, Dolonit, GiN, Kalkstein,

Kjeselgut, Maonesil, Quarzit det von Ton zu Schandte
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27 3.2 (1) b) Elektro-Slahlwe e; Anldgen zur Stahlezeugung mit Lichtbogcn-
öfen unter t Gesanlaßtchoeflicht f)

28 3.24 (1) Automobil- u. Lldonadfaü*en, Füiken zur Hetslellung wn
Vetüennunosnotoren f)

29 4.1 (1) a), d), e) An I age n zU I a üikn ä ß i ge n H e ßlel I u ng v on Koh I e nwassersto,Ie,
einschl slicksloff- odet phosphohaltige Kohlenwasserstofle gl

30 1.1 (1)

0

Aolagen zu tabdknißklen Heßlelung von halogenhdligen
Kohhnwdsseßbfren (#)

31 4.1 (1)

n), n), o)

Anl8(ßn zu ta&iknißipn tleßlellung von Säure4 Baser, Srlzan
(t)

32 4.1 (1)
q)

Anlagen zur fabnknäßigen Heßlellung von phosphü-, slick§otr-
&r kaliunhaftben Dünoenifrdn ß)

33 4.6 (1) Anlaoen zur Heßtellunq wn Ruß (#)

34 8.8 (1)

8.10 (1)
Anlagqt zu physikalisch und/dor chenßclßn &handlung wn
Abfällen nit einor Durchsdzleisfung von 50 Tonnen Einsdzstofren
oder netu b Tao

35 Auröeßltwgs l8(€n li)r sünßlzflüssiJe Sc acke (2.8.

Hüholenschlacke)
36 Freizeilpa s nl Nachtbebieb (')

Irä6rro ,i Abstards/iste 2007: Abstadsklassen I bis I

Um unverhältnismäßige Einschränkungen zu vermeiden und eine größtmogliche Ausnutzbarkeit der Grundstücke zu

gewährleisten, wird die folgende Festsetzung in die 5. Anderung des Bebauungsplanes aufgenommen.

1,2 GEWERBEGEBIETEALLGEMEIN

1.2.1 ln den Gewerbegebiden GE 4 undGESsind gemäß§, Äbs. 5 BaUNVO und§31 Abs. l BauGB Betie-
be und Anlagen mit ähnlichen Enissionsgraden der nächstniedigen ADstandsk/asse (höheres Abstand-

seiudanis) ausnahmsweise zulässig, wenn die von ihnen ausgehenden Emisslonen durch besondere

technische Maßnahnen oder durch Betiebsbeschränkungen so begrenzt werden, dass sie die von den

allgemein zulässigen Anlwn üAicheweise ausgehenden Emrbslonen sowie die für die einzelnen Bau-

geb,'ere feslgeseäen immissionswitksamen llächenbezogenen Scha//lelsrungspegel nachweislich nicht

übeßchrciten.

Gemäß § 8 Abs. '1 Nr. 2 und Abs. 3 BaUNVO sind Geschäfts-, Büro und Venraltungsgebäude in Gewerbegebieten all-

gemein zulässig. Um gesunde Wohn- und Arbeitsvertlältnisse zu wahren, wird diese Zulässigkeit durch die nachfolgen-

den, textlichen Festsetzungen eingeschränkt.

1.2.2 Die in den Gewehegebieten gemäß § 8 Abs. 2 und § 9 Abs. 2 BaUNVO a@emein zuläxigen Büronut-

ungen sind genäß § , Abs. 5 BaUNVO und § 3, Abs. 1 BaUGB nur ausnahmsweise zulässig, wenn der

Nachweis gefühtt wird, dass in ruhebedüfügen Enzelbüros ein Mittelungspegd von tagsüber 40 dB (A)

und in Großraumbüros ein Mittelungsp@lvon 50 dB (A) tagsüber nicht überschritten werden.

Außardem ist nachzuweisen, dass vor den Fenstem der schutzbedürfrigen Räume, bei Ausschöpfung des

zuläss,gen immissionswirksamen fläcfenbozogenen Scha/l/eislungspege/s für die nicht zum eigenen

Grundstück gehörcnden Flächen, die lmmissionsiütwefte für GE-Gebiete 65 dB (A) tagsüber und Gl'

Gebiete 70 dB (A) niüt übeßchtitten werden.

1.2.3 Genäß § , Äbs. 4 BauNVO sind in den mit ,A' gekennzeichnden und von Baugrenzen um§chlossenen

Baufl ächen Produhions-, Büro- N eryaltungsnutz.ungen nicht zul ässig.

lnnerhalb der westlich an den Anderungsbereich angrenzenden Baugebiete sind genehmigungsbedürftige Anlagen i.S.d.

s 4 Bundesimmissionsschutzgesetz zulässig, die der Lagerung, Kommissionierung, dem Umschlag, der Konfektionierung,

der Kennzeichnung der Umverpackung und der Versandbereitslellung von Stoffen dienen. Um den Personenkreis even-

tuell b€troffener zu reduzieren, also gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse zu wahren, sind innerhalb des gesamten
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Anderungsbereiches solche NuEungen unzulässig, die dem Wohnen dienen oder die eine Stellplatzverpflichtung von

mehr als 25 Stellplätzen für Besucher aufweisen. Eine diesbezügliche Regelung erfolgt anhand der nachfolgenden, textli-

chen FestsetzurEen.

Da deeert nicht abschließend bekannt ist, wann und in welcher Form die neue Landesbauordnung für das Land Nord^

rhein-Westfalen (BauO NRW) in Kraft tritt, wird in Bezug auf den StellplaEbedarf auf einen Verweis auf die Regelungen

der BauO NRW vezichtet. Anstelle davon wird eine diesbezügliche Tabelle in die textliche Festsetzung aufgenommen.

Hierdurch ist die textliche FestseEung '1.2.5 aus sich heraus eindeutig,

1.2.4 ln den Geflehegebieilen GE4 und GE5 sind Wohnurgen und wohnungsähnliche Nutzungen, wie z.B.

Betiebe des Behehorgungsgewerbes, Heime oder Wohnungen für Außicttts- und Bere,rscha,?speßona/

sowie für Betiebsinhaber und Betiebsleiter iS.d § 8lbs. 3 Nr. 1 BaUNVO nicht zulässig.

1.2.5 ln den Gewehegebieten GE 4 und GE 5 sind sämtliche Gewerbe-, Handels- und sonstig Betiebe nicht

zulißsig, die gem!ß du nachfolgenden Tabdle eine nachweßliche Stellplazveefliütung von mdr aß

25 Ste plätzen für Besucher aufweisen.

Nutzungsart Zahl der Stellplätze (Stpl.) Anteilfür Besucher in v.H.

Gebäude mit Büro, Venvallungs- und Praxisräume

Büro- und VeMaltungsräume
Allgemein

1 Stpl. je 30 bis 40 m'?Nutlläche 20

Räume mit erheblichem Besu-

cherverkehr (Schalter, Abferti-
gungs- oder Beratungsräurne,
Arztpraxen o.ä.)

1 Stpl. Je 20 bis 30 m'z Nutzflä-

che, jedoch mindestens 3 Stpl.

75

Ve rkaufsstätten

Verkaufsstätten bis 700 m' Ver.
kaufsfläche

1 Stpl. je 30 bis 50 m' Verkaufs-
nutzfläche, jedoch mindestens 2
Stpl.

75

Verkaufsstätten mit mehr als 700
m'z Verkaufsfläche

1 Stpl. je 10 bis 30 m' Verkaufs-
nutdläche

f.blh 2: Stewahwai nach Nttzungsatt

Gemäß dem Dienst ELWAS WEB des Ministeriums für Klimaschutz, Umwell, Landwirfschaft, Natur- und Verbraucher-

schuE des Landes Nordrhein-Westfalen liqt das Plangebiet innerhalb der Zone lllb des geplanten Trinkwasseßchutzg+
bietes Aßbeck. Um u.a. eine Beeinträchtigung der Belange des Gewässeßchutzes zu vermeiden, sollen die nachfolgen-

den, textlichen Festsetzungen in die 5. Anderung des Bebauungsplanes übemommen !^€rden. Hierbei werden sie ent-
sprechend der aKuellen Gefahßtoffuerordnung fortgeschrieb€n,

1.2.6 Die Efüchtung und der Betieb von genehmigungsbedüfügen Antagen r.S.d.

§ 4 Eundesimmisstbnsschutzgeselzes, die aufgrund ihrcr Beschafrenheit und ihres Betriebes den Llm-
gang und die Lagerung von Gefahdoffen i.S.d. § 3 Geßtofl (Verordnung zun Schutz vor Gefahßtoffen
vom 26. Novembet 2010 (8GBt /S. 1A3, 1Aq, die durch Attikel 1 det Vercrdnung vom 15. November

, 2016 (BGBI. I S. 2549) geändeft woden ist) betreiben, sind in den Gewerbegebieten GE 4 und GE S nicht
zulässig.

Ausnahmsweise können sio als untergeordnete Nebenanlagen von ansonsten zulässigen Betieben zug€-
lxsen werden.
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1.2.7 Wassergefährdende Stotre dtulen gomäß § 9 Äös. 1 Nr. 24 BaUGB in den Gewehegebieten GE 4 und

GE 5 nu unterhalb von Überdachungen umgeschlagen werden.

Gemäß § 8 Abs. 3 Nr. 3 BaUGB sind Vergnügungsstätten in Ge!,r,erbegebielen ausnahmsweise zulässig. Da sich diese

Nutzungen nicht in die geplante Nutzungsstruklur einfügen würden, sind diese bereits in dem bestehenden Bebauungs-

plan ausgeschlossen worden. Aus Gninden der Rechtssicherheit wird diese Festsetzung wie folgt konkretisiert.

1.2.8 ln den Gewerbegebieten GE 4 und GE 5 sind die allgemein zulässigen Nutzungen Spielhallen, Diskothe

ken, furdelle, budellähnliche *triebe einschließlich Wohnungsprostitution und Wdtbür$ in Sinne einet

Vergnügungsstäfte gemäß § 8 Aös. 2 BaUNVO nicht zulässig

1.2.9 ln den Gewehqebiden GE4 und GE5 s,,hd die ausnal,msweise zulässigen Nutzungen Spielhallen,

Spr'ellas,,inos, Spielbanken, Wdtbüros im Sinne einer Vergnügungsstäfte, Swingerclubs, Nachtbaß und

Betiebe mit Sexdadellungen in Sinne einer Vergnügungsstätte nicht zulässtg.

Der bestehende Bebauungsplan schließt großfläthige Einzelhandelsbetriebe innerhalb der Gewerbegebiete aus. Gemäß

§ 11 Abs, 3 Nr. 2 BaUNVO sind großflächige Einzelhandelsbetriebe ledoch nur in Kemgebieten und für sie festgesetzten

Sondergebieten zulässig, sodass die Festsetzung nicht erforderlich und damit unzulässig wäre. Aus Gründen der Rechts-

sicherheit wird sie daher eßalzlos gestflchen.

Nicht großflächige Einzelhandelbetriebe mil einer Verkaufsfläche von unter 800 m' wären in Gewerbegebieten zulässig.

Sie würden jedoch nicht der für das Verfahrensgebiet vorgesehenen Nu2ungsstruktur entsprechen und sollen demnach,

entsprechend des bestehenden Bebauungsplanes ausgeschlossen werden, Ferner wäre durch die Unterbringung dieser

Nutzung innerhalb der verfahrensgegenständlichen Fläche eine Beeinträchtigung zentraler Versorgungsbereiche grund-

sätzlich zu befürchten. Um eine unverhältnismäßige Einschänkung der in dem Gewerbegebiet produzierenden Betriebe

auszuschließen, soll der Verkauf der von diesen produzierten Waren allgemein zulässig bleiben.

1.2.10 Gemäß §, Aös.5 BaUNVO sind die in Gewefteg*ieten gsmäß § I Aös. 2 Nr. l BauNVO zulässigen

Einzelhandelsbstiebe und sonsl,ge Gewehebetnebe mit Verkußflächen für den Verkauf an letzte Vet-

braucher nicht zulässig, wenn das angebotene So inent ganz oder teilweße den Warcn der nachstehen-

den Liste zuzuordnen ist.

o Nahrungsmittel,Getänke,Tabakwaren

. Wasch- und Put nifrel, Hygieneaftikel, Köperyflegenittel

. Tefüfien, Bekleidung, Pelzwaren, Schuhe, Leder- und Galantüiewaren - ohne Bodentliesen und

Bodenbelag als Bahnenware

. Rundfunk, Femsehen und phondechnische Geräte

o Elel<trotedrnische Geräte fü,r den Haushalt einschlielllich Wohnraunleuchten

. Feinmechanische und optßche Ezeugnisse, Uhren, Schmuck, Spielwaren, Musikinstrumente

o Antiquitäten, Holz-, Korb-, Kork', Flecht-, Schnitz- und Formstoftwarcn, Kndewagen

. papier, Papieruaren, Schreib- und Zeichenmatedal, Druckereieneugnisse, Bürwganisationsmit'

tel

. Camping- und Spoftailikel, Handelswaffen, Ea§telszi{ze

o Tafel-, Küchen- u.ä. Haushaltsgüäte
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. Heiz- und Kochgeräte, Kühl- und Gefiermöbel, Wasch- und Geschirspülnaschinen für den Haus-

hatt

. Mopeds, Mofas, Fahnäder

. Nähmaschinen

. Arzneimittel und sonstige phamazeutische Erzeugnisse

. Hein- und Kbintieiutter, zoologische Anikel,lebende Tiere

' . Gebrauchtwarcn dieser Liste.

Eine Ergänzung des zulässrgen So/ü,;,Dsnts durch einzelne Warenklassen Net Warenaften der vorsle-

henden Liste ist ausnahmsweise unbedenkliü, wenn det Artragsteller nachteist dass von dem ügänz-

ten Soäment keine scltädlichen Auswirkungen im Srnne des § 11 Abs. 3 BauNvO ausgehen.

Generell zulässig sind - abweichend von der voßtehenden Rqelung - Handwerksbetriebe mit Vefuauß-

flächen für den Vefuad an ldzte Vehrauchq, wenn das angebotene Sortimen, aus eigener Hedellung

stammt und dü Bddeb aufgrund du von lhm ausgehenden Enissionen typischeryoise nur in einem G*
weht und lndustiegebret zulässig ist

Das Gewerbegebiet Wegberg-Wildenrath dient der Unterbringung von nicht erheblich b€lästigenden Gewerbebetrieben,

Um diese Nutungen nicht einzuschränken sowie um gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse zu wahren, werden Erhc

lungsnutzungen, die durch die in Gewerbegebieten grundsätzlich zulässigen lmmissionen beeinträchtigt werden könnten,

ausgeschlossen. Demgemäß werden die nachfolgenden, textlichen Festsetungen unverändert in die Bebauungsplanän-

derung übemommen:

1.2.11 Gemäß § r Äbs. S BauNyO sind die in Gewetuegüieten gemäß §8Äbs.2NL l BauNVO zulässigen

Freizeitgroßanlagen wie z.B. Eflebnß- und Spaßbäder sowie Freizeitpafus nit einer Flächonausdehnung

von nehr als 2 ha, MuftiplexJGroßkinos sowie Großveranstaftungshallen mit nehr als 2.500 Plätzen und

Cr"nterpafus nicht zul ässig.

6.3 Flächen fär dle Abwa$eö6altigung

(§ 9Ah§. 1 Nr. '12 und 14 BaUGB)

lm Süden des Plangebietes belindet sich ein bestehendes Veßickerungsbecken. Dieses soll durch die vorliegende B+
bauungsplanänderung planungsrechtlich abgesichert werden. Nebenanlagen zur Ableitung von Abwasser werden somit

als Ausnahrne im Baugebiet zulässig, ohne dass für sie im Bebauungsplan besondere Flächen festgeseä sind. Die Er
richtung zusätlicher Veßickerungsbecken ist jedoch - aufgrund der bestehenden Altlastensituation - nicht ohne Weite-
res moglich. Der Boden unlerliegt aufgrund früherer, jedoch behandefter Verunreinigungen einem Grundwassermonito-
ring. ln den vergangenen Jahren wurden auf bestimmten Teimäbhen Sanierungsverfahren eingeleitet, in denen die Kon-

tamination beseitigt werden konnte. Das Plangebiet liegt auf der Verdachtsfläche 4, auf der das Off-Site-Verfahren (als

Sanierungsverfahren) eingesetzt wurde. Eine vollständige Beseitigung der Altlast ist bisher nichl erfolgt. Demgemäß
könnte die Enichtung weiterer Veßickerungsbecken künftig problematisch sein. Um eine unverhältnismäßige Einschrän-
kung künfriger Bauvorhaben zu vermeiden, wird die nachfolgende, textliche FestseEung in den Bebauungsplan aufg+
nommen.

2 1 Antagen zur RÜckhaltung und Veßickerung von N,ederccälagswasser sind ausnahmswers e innerhalb det
übehaubarcn Grundstücksfläche zulässig. Die Ausnahme ist daran gebunden, dass die vorhandenen
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Boden nachweislich für eine Versickerung geeignet sind und vohandene Altlasten einer Veßickerung

oder Rückh altung v u1 Niedersch/agswasss t nicht entgegenstehen.

Um eine Beeinträchtigung der Grundwasserneubildungsrale zu reduzieren, soll die Versickerung und Rückhaltung des

Niedeßchlagswassers ausnahmsweise auch innerhalb derienigen Teimächen des Anderungsbereiches zulässig sein, die

mit grünordnerischen Festsetzungen belegt sind. Diese Vorgehensweise entspricht den FestseEungen der 1. Anderung

des Bebauungsplanes Nr. ll 6, Wegb€rg-Wildenrath - Gewerbe- und lndustriegebiet und somit dem Gleichbehandlungs-

grundsatz.

2.2 Anlagen zur Rückhaftung und Versickerung yon Niedeßch/agsrasssr s,nd ausnahmsweise auch inner-

halb det ,Flächen und Maßnahmen zun Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Natur und Land-

schaff sowie innerhalb der ,Flächen fü das Anpflanzen von Bäumen, Sträuchem und sonstigen Bepflan-

zungen und für die Erhaftung von Bäumen, Sträuchem und sonstigen Bepflanzungen' zulässig. Die Aus-

nahme ist daran gebunden, dass der Nachweis zun Ausgleich für den Engritr ehracht wird, die vorhan-

denen BNen nachweislich fü eine Versickerung geeignet sind und vuhandene Altlffien einer Veßicke-

rung oder Rückhaltung yol, Niede/sch/agswasser nicht entgegenstehen.

6.'l Flächen für Wald

(§ 9 Ab6. 1 Nr. 18b BauGB)

Die nachfolgend als,Flächen und Maßnahmen zum Schutz zur mege und zu Entwicklung von Natur und Landschaft-

festges€tden Bereiche stellen Wald im Sinne des § 2 Abs. 1 SaE 1 BWaldG dar. Klaßtellend wird die nachfolgende,

textliche Feslselzung in den Bebauungsplan aufgenommen,

3. Gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 18b BaUGB werden die mit 1 g*.ennzeichneten Flächen als Flächen für Wald fest-

geseA.

6.5 Flächen und aßnahmen zum SchuE, zur Pflege und zur Entwicklung von Nalur und Landschaft

(§ 9 r\bs. 1 Nr. 20 BaUGB)

lm Norden und Westen des Anderungsbereiches belinden sich Waldbereiche, deren planungsrechtliche Absicherung im

bestehenden Bebauungsplan durch grünordnerische Festsetzungen erfolgt. Teile der von diesen Festsetzungen erfassten

Flättren sind bereits vollständig veßiegeft. Aus diesem Grund soll die zeichnerische Abgrenzung der Festsetzung an den

vorhandenen Bestand angepassl bzw. im Gegenzug auf bereits bepflanae Bereiche erweitert werden. Durch die geplante

Anderung werden eine unangemessene Beeinträchtigung bestehender Betriebsflächen sowe Eingriffe in bestehende,

hochwertige Bepflanzungen vermieden. lnsgesamt werden die Waldflächen von ursprünglich 3.241 m'auf 4.015 m'er-

!\€itert und somit die zu eMarlenden Eingriffe reduziert.

Eine Konkretisierung der in den 
"Flächen 

für Wald" erforderlichen Maßnahmen erfolgt anhand der nachfolgenden textli

chen Festsetzung.

4.1 Auf den mit 1 gekennzeichneten Ftächen sind die vuhandenan Baumpflanzungen zu efialten und durch

die Pfranzung von goßkronigen Laubbäumen flächig zu ergänzen

Gemäß den Ergebnissen der Umweltpri.ifung kann ein Eintritt der Verbotstatbestände des § 44 BNatSchG nur ausge-

schlossen werden, wenn diesbezügliche Maßnahrnen in die Plankonzeption eingestellt werden. Vor diesem Hintergrund

werden die nachtolgenden textlichen Feslsetzungen in den Bebauungsplan aufgenommen:



Die Baufeldräumung innerhalb des räumlichen Geltungsbereichs dieses Eebauungsplanx ist zur Ver-

neidung von Beeinträchtigungen von Nestem und Eem (Atikel 5 VogelschRL) bzw. Beschädigungen

oder Zerstörungen von Foftpflanzungsstätten (§ 44 BNatSchG) nur außerhalb der Vogelbrutzeil zulässig,

also nur zwischen Oktober und Februar.

Zu entnehnende Bäume sind gutachterlich auf Höhlen zu kontrollieren, um eine etwaige Vetletzung oder

Tötung von Fledemäusen zu vermeidq. Gleiches $lt bei Abbruch von Bestandsgebäuden.

6.6 Flächen für das Anpllanzen von Bäumen, Slräuchem und soßtigen Bepflanzungen

(§ I Abs. 1 Nr. 25 BaUGB)

Um den CharaKer eines durchgrunten Baugebietes zu erhalten bzw. zu sleigern sowie zur Reduzierung des erforderli-

chen Kompensationsumfangs sollen die bestehenden Bepflanzungen erhalten und ergänzl werden, Zu diesem Zweck

werden ,Flächen für das Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen und für die Erhaltung von

Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen' in dem Bebauungsplan weiterhin festgesetzt. Die Bepflanzung dieser

Flächen erfolgl anhand der nachfolgenden, textlichen FestseEungen.

5.1 Gemäß § 9 Ä0s. 1 Nr.25 BaUGB ist pro angelangenen 4 Stellpllltz.en ein hoch§ämmiger großkroniget

Laubbaum in einer nindxtens 6n'grol3en otrenen Bodenf,äche zu pffanzen. Die Baunkr$e nuss sidl

weilgehend über den Stellplätzen befinden.

Die Aftenwahl iütet sich nach der folgenden manzliste:

Fraxinus excelsior Escäe

Quercus petraea Traubeneiche

Quercus robur Süe/eiche

Tilia cordata Wintelinde

Tilia tomentosa Silberlinde

fztr/b 3: Pflanzlisle lix dh Eepflanzry det Slellpltue

5.2 Ue nit 6 gokennzeidtrcten Fläüen sind zu ffi % mit Gehölzen zu bepflmzm, pro 12 m Straßenlänge ist

ein Hodßtamm dü Stannbusch zu pflanzen, 40 % sind einzusäen.

Grenzt die Ftäüe an Flächen an, die det äffantlichksit gewidnd sind, und isl eine Einlnedung von E-
gqtüner euünscfit, ßt diese auf der Bau$enze zu eniüten.

Zur Eßütlid3ung der Gewehpbiete GE 4 und GE 5 können max. 15 0Ä diessr Flächen als Zulahft be-

feslig werden, wobei min. eine Zufahrt m einü Breite von 3,50 m pro Grundstück zulässlg rbt

6.7 G6talterbcheFelb€Eungen

(§ I Ab§.4 BaUGB i.V.m. § 86 BauO NW)

Um die Entstehung eines optisch ansprechenden Baugebietes zu fördem, trßrden die nach § 9 Abs. 4 BauGB i,V.m.

§ 88 BauO NW getofienen gestalterisch€n FestseEungen in die 5, Anderung des Bebauungsplanes übemommen.

6.1 Weheanlryn

Weüeanlagen sind zulässig

a) nur innehalb dü übehaubaren Flächen,

4.2

4.3
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b) nur an der Stätle der Leistung,

c) nur unterhalb da Traufe bzw. Attika.

Werbeanlagen sind unzulässig mil Wechsel- oder Blinklicht.

6.2 Einftiedungen

Es sind nu otrene luftdutcll lässrge Grundstückseinfriedungen nit einsr max. Höhe von 2, n zuläss@.

Sollen hiedür Zäune veruendet werden, so sind diese an den dem Straßenraun zwwandten Seiten der

Grundstücke als Siclrtschtltz mit Hecken zu bepflanzen.

Ae Attenwahl idtd sich nach der lolgenden manzliste:

Comus mas Gelber Haftrieoel

Comus sanguinea Rotet Ha iegel

Corylus avellana Hase/nuss

Crataegus nonogyna Weißdorn

Prunus splnosa Sch/ehe

Rosa canina Hundsrose

Rosa oallica Esslgrose

Vibumum lantana Wolliger Schneeball

fTbelb + manzliste lür die Bepnanzung det Zäune

7 KENNZEICHNUNGEN

(§9Ab6.5BauGB)

Ein Teil des Plangebietes ist betroffen von der Altlast-Verdachtsfläche Wegberg Nr. 56 ,ehemaliger FlugplaE Wildenrath',

hier Verdachtsfläche 4, ehemaliges Tanklager lll 123, Gemäß § I Abs. 5 Nr.3 BaUGB sollen Flächen, deren Böden er-

heblich mit umweltgefährdenden Stoffen belastet sind im Bebauungsplan gekennzeichnet werden. Demgemäß erfolgt

eine Kennzeichnung durch 
"Umgrenzung 

der für bauliche Nutzungen vorgesehenen Flächen, deren Boden erheblich mit

umwellgefährdenden Slofren belastet sind". Eine Erläuterung der mit der Altlasl verbundenen Restriktionen erfolgt dußh

einen diesbezüglichen Hinweis,

lm gesamten Plangebiet bestehen Böden, welche humoses Bodenmalerial enthalten. Gemäß § I Abs. 5 Nr, 2 BaUGB

sollen Flächen, bei deren Bebauung besondere bauliche Vorkehrungen gegen äußere Einwi*ungen oder b€i denen be
sondere bauliche Sicherungsmaßnahmen gegen Naturgewalten erforderlich sind, gekennzeichnet trcrden. Da sich das

humose Bodenmaterial auf den gesamten Geltungsbereich des Bebauungsplans eßtreckt, wird von einer zeichnerischen

Daßtellung abgesehen. Eine Erläuterung der mit den humosen Bijden verbundenen RestriKionen erfolgt durch einen

diesbezüglichen Hinweis.

8 NACHRICHTLICHE ÜAENNIHME

(§9An6.6BauGB)

lm nördlichen Teil des Plangebietes innerhalb des Flurstückes 342 befindet sich eine Grundwassermessstelle, die für ein



regelmäßiges Grundwassermonitoring genutz wird. Diese Grundwassermessstelle wurde nachrichtlich in den Bebau-

ungsplan übemommen.

9 HINWEISE

Auf Grundlage des bestehenden Bebauungsplanes sowie lnformationen aus der Frühzeitigen Beteiligung wurden Hinwei-

se zu Bodendenkmälem, einer in Aufstellung befindlichen Wasseßchutzgebietsverordnung, Kampfmitteln, dem Entwäs-

serungskonzept bzw. zur EntwässerungssaEung, Erdbebengefährdung, Bergbau, Sümpfungsmaßnahmen, Tektonik,

Altlasten, zum Bezugspunkt der festgeseEten Gebäudehöhen, zu Kohlenwasserstoffen, flumahen Grundwasserständen

sowie humosen Boden aufgenommen.

lm Nachgang zur Offenlage wurden die Hinweise zum Bergbau und zu Sümpfungsmaßnahmen, auf Anregung der Be-

zirksregierung Amsberg vom 08.04,2019, zusammengefasst.

10 ZUSAMiIENFASSUNG

Aufgrund der guten Auftragslage mangelt es der Firma Kaufmann & Lindgens GmbH an Lager- und Produktionskapazitä-

ten. Um diese zu erhöhen, ist eine Enfleiterung b€stehender Hallen erforderlich. Planungsziel ist demnach die Berücksich-

tigung der Belange der Wirtschaft gemäß § 1 Abs.6 Nr,8a BauGB sowie der Erhaltung, Sicherung und Schaffung von

ArbeitspläEen gemäß § 1 Abs.6 Nr. & BauGB. Zu diesem Zweck sollen die bestehenden Baugrenzen und grünordneri-

schen Feslsetungen des Bebauungsplans Nr, ll-6, Wildenrath - Gewerbe- und Industriegebiet geändert werden.

Das Baulertplanverfahren wird im Normalverfahren (mit Frühzeitiger Beteiligung und Offenlage) durchgeführt. Die Ermitt-

lung der zu eMartenden Eingriffe und des er{orderlichen Ausgleichs ist in einem gesonderten Umweltbericht bzw. in ei-

nem Landschaftspfl egerischen Begleitplan erfolgt.

11 KOSTEN

Der Vofiabenträler trägt alle mit dem Planverfahren verbundenen Kosten. Für die Stadt Wegberg entstehen durch die

Festsetungen und UmseEungen des Bebauungsplanes keine Kosten. Die Eßchließungssituation wird nach Maßgabe

der zuständigen Behörden und auf Kosten des Vorhabentraleß ausgebaul werden, um eine sichere und flüssige Ver-

kehßführung zu ermoglichen.

Stand: Mai 2019
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Bestand

STADTEBAULICHE KENNZIFFERN / BODENORDNERISCHE MAßNAHMEN

P|angebiet.,................................ ..............................ca. 22.954n"

überbaubare Flächen 'r8.363 m'

19.713 m'z

12.@2rf

2.8nn'

4.889 m:

3.241 n"

davor v€ßi€gelte FlädEn .. ........ cat.

dattur Flä$en zum Anfranzen von BäurEn, Sfäud|em & soßstilreo EepflanzurEen (60% Gehotsanteil)............... ca.

davon Flä$eo zum Andanzen von Bäurnen, Stäudle.n & sonstilen E6pflanzungeo (70% Gehölzanteil)............... ca.

Flä$en für Maßnahmen zum SchuE zur Pflege & zur Entvri*lung von Natur und Landsdlaft (Wald) ..,................ ca.

Planuno

.... ca. 22.954 n1

darcn FBrren zum Anpffanzen von Bärmen, SträudEm & sonslig€n Bepfanzurcen (60% Gehölzanteil)............... ca. 2.593 m,

davon Fl#len zum Anpflanzen von Bäurnen, Stäudlem & sonsligen Bepfanzungen (70% G€hölzanteil)............... ca. 0 m'.

Flä$en für Maßnahmen zum Schuts zur mege & zur Entwicklung von Natur und Landschaft (Wald) ................... ca. 4.015 m'

Diese Begnindung ist Bestandteil des Beschlusses mit dem der Rat der Stadt Wegberg am.......09"07'20.1.9...........

die 5, Anderung des Bebauungsplans Nr. ll-6, Wildenrath - Gewerbe- und lndustriegebiet als Satzung beschlossen hat.

Wegberg, den 28.1 0.2019

(Thies)

Techn.

Der Bürgermeister


